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Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

VII A 2 — 7241.18 Bonn, den 3. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Agrarangebote der EWG in der Kennedy-Runde 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauknecht, Bauer 
(Wasserburg), Bewerunge, Dr. Reinhard, Stooß und 
Genossen 

— Drucksache V/1236 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Würde die Bundesregierung gegebenenfalls im Ministerrat der 
EWG Vorschlägen der Kommission zustimmen, die eine Er- 
weiterung der von der EWG vorgelegten Angebotslisten vor- 
sehen? 

Die Bundesrepublik muß als Exportland an einem erfolg- 
reichen Ausgang der GATT-Handelskonferenz der sogenannten 
Kennedy-Runde ein wesentliches Interesse haben. Sie ist da- 
her bemüht, das ihrige dazu beizutragen, um der Kennedy- 
Runde zu einem Erfolg zu verhelfen. Die Zustimmung der 
Bundesregierung zu einer Erweiterung der Angebote würde 
von dem Inhalt und dem Umfang der Vorschläge abhängen, 
die die EWG-Kommission den sechs Mitgliedstaaten unter- 
breitet. Es ist selbstverständlich, daß die Bundesregierung 
bei ihren Entscheidungen dem Schutz der eigenen Erzeugung 
Rechnung tragen wird. 


2. Trifft es zu, daß der Außenschutz für landwirtschaftliche Ver- 
edlungsprodukte, d. h. für Schweine, Eier und Geflügel, über 
die bisher vorgesehenen und im GATT angebotenen fünf Pro- 
zent hinaus gesenkt werden soll? 

Es trifft nicht zu, daß der Außenschutz für Eier und Geflügel 
über die bisher vorgesehenen fünf Prozent hinaus gesenkt 
werden soll. 
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Die EWG hat für Eier, Hühner und Truthühner eine Sen- 
kung des Schutzniveaus um 5 Angeboten und sidi dabei die 
Präzisierung des zu bindenden Scbutzniveaus noch Vorbehal- 
ten. Die sdiwierigen innergemeinschaftlichen Erörterungen über 
die Aufteilung der Zugeständnisse auf Einschleusungspreis 
und Abschöpfung sowie über die Ausgangsbasis Berück- 
sichtigung des gemeinsamen Getreidepreises ab Juli 1967 oder 
nicht “ führten am 22. Dezember 1966 zu einem Kompromiß- 
beschluß im Ministerrat. Danadi besteht das präzisierte An- 
gebot in einer Konsolidierung des Schutzes auf einem Niveau, 
das 5% unter dem arithraetisdien Mittel in der Gerneinsdiaft 
im 11. Quartal 1966 liegt. Die angebotene Senkung soll in drei 
Stufen während des dreijährigen Konsolidierungszeitraums 
durchgeführt werden. 

Bei Schweinefleisch und bei den übrigen Geflügelarten ver- 
bleibt es bei dem unveränderten Angebot, das Schutzniveau 
zu konsolidieren. 


3. Trillt es zu, daß die EWG als GATT~Partner bereits jetzt An- 
gebote für Produkte gemacht hat, die erst in Zukunft einer 
gemeinsamen Marktorganisation unterworfen werden sollen? 

Die EWG hat für Waren des Tabak- und des Fischsektors 
Zollzugeständnisse angeboten. Damit erfaßt das Angebot auch 
Warenbereiche, für die eine gemeinsame Marktorganisation 
nodi nicht erriditet ist, aber in Zukunft in Betradit kommt. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in diesen Fällen 
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation außer- 
ordentlidi ersdiwert und im Gegensatz zu den Zielen des EWG- 
Vertrages, insbesondere des Artikels 39, stehen würde? 

Die für Tabak angebotenen Zugeständnisse betreffen nur den 
Zollbereich und lassen den für den inländischen Tabakanbau 
interessanten Mindestzoll unverändert. Eine künftige gemein- 
same Tabak-Marktorgaiiisation sollte nach deutscher Auffas- 
sung nicht auf einem Absdtöpfungssystem basieren. Durch 
das Zollangebot würde sie deshalb nidit erschwert. 

Die für Heringe und Thunfisch angebotenen Zollzugestäiid- 
nisse der Gemeinschaft wurden an die Bedingung geknüpft, 
daß die Drittländer die von der EWG noch mitzuteilenden 
Referenzpreise anerkennen. Im Verlauf der innergemeinsdiaft- 
lichen Erörterungen über die Höhe und Funktion dieser Re- 
ferenzpreise hat die Bundesregierung den Standpunkt vertre- 
ten, daß das Angebot eine künftige EWG-Fischmarktordnung 
nicht präjudizieren darf. Eine Einigung über diesen Teil des 
Angebots konnte im Ministerrat am 22. Dezember 1966 nicht 
erzielt wnrden. Ein Beschluß des Rates über diese Streitfragen 
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kam daher nicht zustande. Sie sind nach wie vor offen. Des- 
halb unterbleibt vorerst gegenüber dem GATT eine entspre- 
chende Ergänzung des Zollangebots. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei dieser Sach- 
lage die unter 3. erwähnten Angebote nicht im Gegensatz 
zu den Zielen des EWG-Vertrags stehen. 


In Vertretung 

Hüttebräuker 
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